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Erst als Mitte der 70er Jahre eine neue Phase des öko­
nomischen, sozialen und politischen Niedergangs, des Kapi­
talismus begann, traten die verschiedenen Richtungen und 
Varianten bürgerlicher Demokratietheorie wieder mit 
betont divergierenden Konzepten auf.

Wurden Versprechen, es gelte „mehr Demokratie“ zu 
wagen, von den herrschenden imperialistischen Kreisen zu 
Beginn der 70er Jahre zum Teil noch wohlwollend aufge­
nommen, so erschienen sie ihnen bald suspekt. Nach der 
Krise von 1974/75 unterstützten sie offen jene Ideologen, 
die die Forderung nach Demokratisierung als Anspruch der 
„Beherrschten“ auf „totale Gegenherrschaft“ diffamier­
ten.21 Auch in den 60er und 70er Jahren hatten bürgerliche 
Politologen und Staatswissenschaftler bei der Behandlung 
der Demokratiefrage in bedeutendem Maße die Staats­
praxis im Auge. Damals geschah dies jedoch vorrangig im 
Sinne der Genugtuung darüber, daß „die Stabilität der 
westlichen Demokratien“ bewahrt und ausgebaut werden 
könne. Mit dem Beginn des neuen Abschnitts der allge­
meinen Krise des Kapitalismus trat die Sorge in den Vor­
dergrund, die Nutzung demokratischer Rechte und bürger­
lich-parlamentarischer Institutionen durch die Volks­
massen könne den staatlichen Machtmechanismus ernsthaft 
erschüttern. Zwar wolle und könne man — so lautete der 
Grundtenor in den Reden und Publikationen von Politi­
kern, Journalisten und Vertretern der Politischen Wissen­
schaft — zunächst weiter im Gewände der „Demokratie“ 
regieren, zugleich wurde aber Kritik an einem angeblichen 
„Demokratie-Exzeß“ geübt. Die „westliche Demokratie“ 
wurde als zu schwächlich für die herannahenden harten 
Zeiten hingestellt. Nur ihre „Disziplinierung“ und „Be­
scheidung“ könne verhindern, so sekundierten maßgebliche 
Demokratietheoretiker dem Monopolkapital, daß sie das 
bestehende politische System zersetze.

Die herrschenden imperialistischen Kreise, insbeson­
dere in den USA, in der BRD und in Großbritannien, 
stützen sich auf derartige Konzepte, um den Abbau demo­
kratischer Freiheiten zu rechtfertigen.

Unüberhörbar gibt so heute die konservative Demokra­
tiekritik, offen favorisiert von den politisch-ideologischen 
Zentren und Presseorganen des Monopolkapitals, den Ton 
an. Die konservative Demokratiekritik beeinflußt in eini­
gen Ländern wie der BRD im bedeutenden Maße auch 
die sozialreformistische Demokratietheorie. Ihre Argu­
mente werden außerdem von neofaschistischen Ideologen 
übernommen, die, ähnlich wie Anfang der 30er Jahre, 
überhaupt von der Überlebtheit der „parlamentarischen 
Demokratie“ reden und mehr oder weniger offen eine 
faschistische.Diktatur propagieren. Dennoch wäre es nicht 
korrekt, die Veränderungen in den bürgerlichen Demo­
kratietheorien allein auf diese Haupttendenz zu reduzie­
ren.

Der Aufschwung demokratischer Protestbewegungen 
gegen die sozialen und politischen Auswirkungen der 
wirtschaftlichen Krisen führen zu einer Belebung radikal- 
demokratischer Konzeptionen, die sich überwiegend im 
Rahmen bürgerlich-parlamentarischer Demokratievorstel­
lungen bewegen. Aber auch die nach wie vor in den mei­
sten kapitalistischen Industriestaaten bestehenden Mög­
lichkeiten der Monopolbourgeoisie, mittels bestimmter 
Mechanismen der bürgerlichen Demokratie politisch zu 
manövrieren, beeinflussen die Diskussionen bürgerlicher 
Ideologen um die Perspektive der bürgerlichen Demokra­
tie. Aus dieser Sicht werden die Konzepte der Konser­
vativen zum Teil sogar als unnötige Überreaktion zurück­
gewiesen. Dahinter steht in der Regel keineswegs die 
Besorgnis über die zunehmende Einengung der demokrati­
schen Rechte, sondern die Erwartung, es könnte gelingen, 
über eine noch geschicktere Nutzung der Mechanismen 
bürgerlicher Demokratie den staatsmonopolistischen Kapi­
talismus zu stabilisieren.

Die unter den Bedingungen des neuen Abschnitts der 
allgemeinen Krise des Kapitalismus anhaltenden Kontro­

versen zwischen den Vertretern einer konservativen Demo­
kratiekritik und den Befürwortern einer „effektiveren 
Konfliktregulierung“ mittels der bürgerlichen Demokratie 
dürfen nicht verabsolutiert werden. In der politischen 
Praxis bemühen sich bürgerliche Politiker heute sogar 
besonders intensiv, beide Konzepte miteinander zu verbin­
den. Dabei wird in dem Maße, wie sich die Klassenkon­
flikte verschärfen und wie die Arbeiterklasse in den ein­
zelnen kapitalistischen Industrieländern die proklamierten 
Rechte im Klassenkampf wahrnimmt, eines immer deut­
licher:

Zweifelsohne ist die dem Imperialismus angepaßte bür­
gerliche Demokratie auch eine politische Form, in der die 
Widersprüche des staatsmonopolistischen Kapitalismus sich 
bis zu einem gewissen Grade bewegen und einer Kon­
trolle unterworfen werden können. Die herrschenden 
imperialistischen Kreise können diese Widersprüche jedoch 
auch im Rahmen der bürgerlich-parlamentarischen Staats­
form nicht beherrschen — nicht durch verstärkte Repression 
und auch nicht durch geschicktere Regulierung der Klas­
senbeziehungen —, weil sie weder die Zuspitzung der 
Widersprüche aufzuhalten vermögen noch ihren antago­
nistischen Charakter beseitigen können. Sie sind so auch 
nicht in der Lage zu verhindern, daß diese Widersprüche 
ihren Ausdruck in heftigen sozialen und politischen Aus­
einandersetzungen finden, die das Konzept bürgerlicher 
Demokratietheoretiker, einen dauerhaften „Grundkonsens 
zwischen Regierenden und Regierten“ herzustellen, immer 
illusorischer werden lassen.
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